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Antrag 

der Abgeordneten Martin Böhm, Franz Bergmüller, Uli Henkel, Gerd Mannes, Josef 
Seidl, Katrin Ebner-Steiner, Ferdinand Mang und Fraktion (AfD) 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Untersuchung eines mögli-
chen Fehlverhaltens aller mit der Maskenbeschaffung befassten Behörden, ein-
schließlich der zuständigen Staatsministerien, der Staatskanzlei und der politi-
schen Entscheidungsträger 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag setzt gem. Art. 25 der Verfassung des Freistaates Bayern einen Untersu-
chungsausschuss ein. 

Dem Ausschuss gehören zehn Mitglieder (CSU: vier Mitglieder, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: zwei Mitglieder, AfD: ein Mitglied, SPD: ein Mitglied, FREIE WÄHLER: ein Mit-
glied, FDP: ein Mitglied) an. 

Georg Nüßlein, MdB der CSU-Fraktion, steht derzeitig im Verdacht, bis zu 660.000 Euro 
an Provision für den erfolgreichen Geschäftsabschluss der Firma EMIX mit dem Bund 
sowie dem Freistaat Bayern erhalten zu haben. Ebenso ist Andrea Tandler, Tochter des 
ehemaligen CSU-Politikers Gerold Tandler, als Lobbyistin an diesem Geschäft beteiligt. 
Alfred Sauter, Mitglied des Landtags, war nach eigener Aussage als Anwalt ebenso in 
die Angelegenheit verwickelt. 

Zu hinterfragen und aufzuklären gilt es konkret folgende Sachverhalte: 

1. 1.1 Gibt es personelle Überschneidungen bzw. verwandtschaftliche Beziehungen 
zwischen der Firma EMIX, ihren Subsidiaritäten sowie Dienstleistern und der 
Staatsregierung? 

1.2 Welche Personen haben eine Gratifikation für den erfolgreichen Geschäftsab-
schluss erhalten? 

1.3 Haben die Personen nach 1.1 und 1.2 bereits an früheren Geschäften anderer 
Firmen mitgewirkt? 

2. 2.1 Welche parlamentarischen Kontrollinstanzen müssen angepasst werden, um 
solche Skandale zukünftig zu verhindern? 

2.2 Wie kann die Transparenz, z. B. in Form eines allumfassenden Lobbyregisters, 
bestmöglich gewährleistet werden? 

2.3 Ist eine detailliertere Aufschlüsselung der Nebeneinkünfte notwendig? 

3. 3.1 Sind andere Unternehmen durch diesen Vorgang benachteiligt und somit finan-
ziell geschädigt worden? 

3.2 Entsteht dem Freistaat eine finanzielle Haftbarkeit durch die aufgedeckte EMIX-
Affäre? 

4. 4.1 Weshalb ist der Vorgang nicht eher aufgedeckt worden? 

4.2 Wieso wurde dem Vorgang nicht bereits nach den ersten Berichten über die 
Involvierung von Frau …………… nachgegangen? 
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4.3 Gab es in der Vergangenheit bereits Kontrolldefizite? 

5. 5.1 Wie ist der stark über dem Marktpreis liegende Kaufpreis zu erklären? 

5.2 Wurde die Qualität der gelieferten Masken geprüft? 

6. 6.1 Nach welchen Kriterien erfolgte die Auftragsvergabe? 

6.2 In wessen Zuständigkeit fiel die Kriterienfestlegung? 

7. Waren externe Berater bzw. Sachverständige bei der Maskenbeschaffung invol-
viert? 

8. 8.1 War die Staatsregierung über die Involvierung von Alfred Sauter vor Vertrags-
abschluss informiert? 

8.2 Ist es üblich, dass Vertreter der Regierungsfraktionen Nebeneinkünfte bei Be-
schaffungsvorgängen generieren? 

8.3 Wir wird unter den Gegebenheiten nach 8.1 eine Unparteilichkeit sichergestellt?  

9.   Welche Konsequenzen zieht die Staatsregierung aus der EMIX-Affäre? 

 

 

Begründung: 

Die EMIX-Affäre über vermutliche Provisionszahlungen, Steuerhinterziehung sowie den 
Verdacht der Vorteilsnahme zieht immer weitere Kreise. Es wurden auf Bundes- als 
auch Landesebene Verträge mit der Firma über die Beschaffung von FFP2-Masken 
geschlossen und sowohl Vertreter der Bundestags- als auch Landtagsfraktion der CSU 
haben persönliche, finanzielle Vorteile aus dem abgeschlossenen Geschäft gezogen. 
Georg Nüßlein, Mitglied der Bundestagsfraktion der CSU, erhielt dabei eine direkte Zah-
lung während Alfred Sauter, Mitglied der bayerischen Landtagsfraktion, seinen Auftrag-
geber bisher nicht nannte. 

Parallelen zur Amigo-Affäre sind kaum von der Hand zu weisen und dazu geeignet, das 
Vertrauen der Bürger in die parlamentarische Demokratie nachhaltig zu beschädigen. 
Aus diesem Grunde gilt es, den Skandal allumfassend aufzuklären und zukünftige Vor-
gänge dieser Art zu verhindern. 

Vorteilsnahme von Landtagsabgeordneten der Regierungsfraktionen kamen in der Ver-
gangenheit immer wieder vor, so z. B. in der Verwandtenaffäre. Es gilt, die Selbstbe-
dienungsmentalität zu bekämpfen und den Landtag zu einem verantwortungsvollen 
Umgang mit Steuergeldern zu bewegen. Zur Erreichung dieses Zieles müssen die Hin-
tergründe der Affäre genauestens aufgearbeitet und Kontrollmechanismen installiert 
werden. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Martin Böhm, Franz Bergmüller, Uli Henkel u.a. und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 18/14644 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Untersuchung eines mögli-
chen Fehlverhaltens aller mit der Maskenbeschaffung befassten Behörden, ein-
schließlich der zuständigen Staatsministerien, der Staatskanzlei und der politi-
schen Entscheidungsträger 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christoph Maier 
Mitberichterstatter: Tobias Reiß 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 55. Sitzung am 6. Mai 
2021 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Alexander Hold



Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der einzelnen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsverhal­

tens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN, der FREIEN WÄHLER, der AfD, der SPD und der FDP. Gegenstim­

men? – Ich sehe keine. Stimmenthaltungen und die Frage an die fraktionslosen Abge­

ordneten, welchem Fraktionsvotum sie sich anschließen wollen. – Die fraktionslosen 

Abgeordneten Plenk und Swoboda enthalten sich. Damit übernimmt der Landtag 

diese Voten.
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Martin Böhm, Franz Bergmüller, Uli Henkel, Gerd 
Mannes, Josef Seidl, Katrin Ebner-Steiner, Ferdinand Mang und Fraktion (AfD) 

Drs. 18/14644, 18/16036 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Untersuchung eines mögli-
chen Fehlverhaltens aller mit der Maskenbeschaffung befassten Behörden, ein-
schließlich der zuständigen Staatsministerien, der Staatskanzlei und der politi-
schen Entscheidungsträger 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Martin Böhm
Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Tobias Reiß
Abg. Martin Hagen
Abg. Florian Siekmann
Abg. Dr. Simone Strohmayr
Präsidentin Ilse Aigner



Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 49 auf:

Antrag der Abgeordneten Martin Böhm, Franz Bergmüller, Uli Henkel u. a. und 

Fraktion (AfD)

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Untersuchung eines 

möglichen Fehlverhaltens aller mit der Maskenbeschaffung befassten Behörden, 

einschließlich der zuständigen Staatsministerien, der Staatskanzlei und der 

politischen Entscheidungsträger (Drs. 18/14644) 

Ich gebe bekannt, dass die AfD-Fraktion hierzu namentliche Abstimmung beantragt 

hat.

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Ge-

schäftsordnung 32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an 

der Redezeit der stärksten Fraktion. – Erster Redner ist für die AfD-Fraktion der Abge-

ordnete Martin Böhm.

(Beifall bei der AfD)

Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Martin Böhm (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dass alle Fraktionen unsere Forderung nach einem Untersuchungsausschuss Mas-

kenbeschaffung ablehnen, SPD, GRÜN*INNEN und FDP, aber zugleich lauthals nach 

Untersuchung schreien, ist ein Offenbarungseid der Kräfte, die sich hier selbstgefällig 

als die einzig wahren Demokraten darzustellen versuchen.

Um genau solchem Verfall der demokratischen Tugenden Einhalt zu gebieten, haben 

1,3 Millionen bayerische Bürger der AfD die Stimme gegeben.

(Zuruf: Das stimmt doch nicht!)

In namentlicher Abstimmung können Sie alle Ihren Wählern zeigen, ob Sie Gesetz 

oder Geschwurbel hier in diesem Hohen Haus haben wollen.
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(Beifall bei der AfD)

Einer der Protagonisten des Skandals sitzt nun fraktionslos im Hohen Haus. Um zu er-

ahnen, warum das Schwert nicht härter gefallen ist, muss man weit, sehr weit in die 

Geschichte der Bonner Republik zurückschauen: zum Abschlussbericht des Flick-Un-

tersuchungsausschusses vom Februar 1986. Damals war ein junger dynamischer Ab-

geordneter namens Sauter als Vertreter der CSU daran beteiligt, mit allen erdenkli-

chen juristischen Winkelzügen der Verfahrensregulierung Kohl und Strauß den Hintern 

zu retten. Dankbarkeit und Zuwendungen sind bei den Amigos der CSU seither eben 

keinem Generationswechsel mehr unterworfen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Nein, beides, Dankbarkeit und Zuwendungen, gelten vielmehr als Instrument, um 

Pfründe zu sichern und den Rechtsstaat zu beugen.

1983 waren es die GRÜN*INNEN, die als junge dynamische Oppositionskraft den 

Flick-Untersuchungsausschuss forderten. Heute ätzen sie als saturierte bayerische 

Bourgeoisie gegen die AfD als die einzige Partei, die eben nicht mit dem etablierten 

Filz fest verwoben ist.

(Zuruf)

Ihr Parteigründer Otto Schily hat zum damaligen U-Ausschuss ein beachtenswertes 

Buch verfasst, in dem auch seine spätere SPD kritisch hinterfragt wird. Deren schluss-

endlich angenommener entschärfter Antrag war Zeugnis der Not, den eigenen Kopf 

mit aus der Schlinge herauszuziehen.

Aber hier und heute? Wer, wenn nicht die Arbeiterpartei, soll denn Interesse daran 

haben aufzuklären, wie und warum Steuergelder in Millionenhöhe in die Taschen we-

niger Etablierter fließen? Dafür haben eure Wähler malocht, und dafür verratet ihr sie 

heute. Schämen Sie sich.
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(Beifall bei der AfD)

In vier prägnanten Punkten umfasst unser Antrag alles, was notwendig ist, um den 

Maskenskandal aufzuklären, alles, was auch die FREIEN WÄHLER bisher immer 

unter bürgerfreundlicher Politik verstanden: Vergangenheit, seit deren oberpfälzische 

Parteikader wegen aufgeflogener dubioser Maskenmachenschaften verhaftet wurden.

Ist Ihre Nibelungentreue zu Söder etwa dem schwelenden Wissen um den eigenen 

Skandal geschuldet? Befreien Sie sich von solchen Zwängen. In zweieinhalb Jahren 

sitzen Sie wieder auf der Oppositionsbank. Kein Schwarzer – keiner! – wird Ihnen je-

mals die Treue danken, aber viele kluge Wähler werden sich aufgrund Ihres seifigen 

Opportunismus angewidert von Ihnen abgewendet haben.

Ich appelliere eindringlich an alle demokratischen Kolleginnen und Kollegen in diesem 

Hohen Haus: Geben Sie Bayern die Gerechtigkeit zurück. Stimmen Sie unserem An-

trag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist für die CSU-

Fraktion Herr Kollege Tobias Reiß.

Tobias Reiß (CSU): Herr Kollege Böhm, nicht die Frage, wer Ihrem abstrusen Antrag 

zustimmen möchte, ist ein Offenbarungseid, sondern Ihr Antrag und Ihr Auftritt hier am 

Rednerpult ist ein Offenbarungseid, Herr Kollege Böhm.

Sie haben historisch zurückgeblickt. Vielleicht sollten wir den Antrag ein Stück weit in 

das letzte Jahr einordnen und uns einfach einmal vergegenwärtigen, was im März und 

April 2020 war. Damit kommt zum Ausdruck, dass dieser Antrag und Ihr Auftritt alle dif-

famiert, die sich damals in einer absoluten Notlage, in einer noch nie da gewesenen 

Krise mit aller Kraft um das Wichtigste gekümmert haben, nämlich um die Gesundheit, 

um den Gesundheitsschutz, um den Infektionsschutz und um das Leben von Corona-
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Patienten genauso wie um das Leben von Ärztinnen und Ärzten sowie von Pflegerin-

nen und Pflegern.

Wir hatten steigende Zahlen. Der Katastrophenfall wurde ausgerufen. Dem Gesund-

heitswesen drohte die Überlastung. Gleichzeitig gab es einen extremen Mangel an 

Schutzkleidung, an Masken und an Beatmungsgeräten. Ich komme aus dem Land-

kreis Tirschenreuth. Wir waren als Erste enorm betroffen.

Ich kann mich noch an einen Anruf eines Intensivmediziners erinnern, der aus einem 

Nachbarort kommt und im Klinikum Marktredwitz die Intensivstation für die Corona-Pa-

tienten geleitet hat. Er hat händeringend nach Beatmungsgeräten gefragt. Es ist uns 

damals innerhalb weniger Tage gemeinsam mit der damaligen Gesundheitsministerin 

Melanie Huml gelungen, acht Beatmungsgeräte für das Klinikum in Selb zu organisie-

ren, damit dort Menschen beatmet und ihre Leben gerettet werden konnten.

Ich war in der Führungsgruppe Katastrophenschutz. Wir saßen beieinander und wuss-

ten, am nächsten Tag werden die Schutzkleidung und die Masken für die Pflegeheime 

ausgehen. Das THW hat innerhalb von 24 Stunden eine Sonderlieferung in den Land-

kreis Tirschenreuth organisiert, damit Leben gerettet werden konnte, weil Mangel ge-

herrscht hat, der Weltmarkt zusammengebrochen war und wir diese Situation meistern 

mussten.

Das Gesundheitsministerium und das Wirtschaftsministerium waren beteiligt. Herr 

Staatsminister Aiwanger hat gestern in sehr deutlichen Worten klargemacht, wie das 

Beschaffungswesen organisiert werden musste, und zwar vom Gesundheitsministeri-

um und vom LGL. Herr Staatssekretär Eck wurde damals in das Gesundheitsministeri-

um abgeordnet, um eine Taskforce Beschaffung, Logistik, Organisation zu leiten. Es 

wurden Polizeieinheiten aktiviert, um in der damaligen Situation Leben zu retten.

Sie stellen sich heute hier hin, diffamieren das alles und schikanieren die Leute, die 

sich engagiert haben, weil sich – das ist richtig – tatsächlich einige wenige in der Art 

und Weise von Glücksrittern die Taschen vollgemacht haben. Das entsetzt auch uns. 
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Aber es verbietet sich, alle diejenigen, die sich Tag und Nacht dafür eingesetzt und 

diese Hilfe organisiert haben, unter Generalverdacht zu stellen, während Sie vom 

braunen Sofa aus zugeschaut und alles geleugnet haben.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben nichts zur Rettung von Menschen und zur Bewältigung dieser Krise beige-

tragen.

Nicht nur deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. Er ist auch in der Sache nicht zustim-

mungsfähig. Warum soll in einem Untersuchungsausschuss geklärt werden, ob es ein 

allumfassendes Lobbyregister braucht? – Wir haben längst ein Lobbyregistergesetz 

beschlossen. Auch weitere Fragen sind für einen Untersuchungsausschuss völlig un-

tauglich. Genau deshalb lehnen alle diesen Antrag ab.

Natürlich bauen sich jetzt die übrigen Oppositionsfraktionen mit der Forderung nach 

einem Sonderermittler eine Rampe, um dann voraussichtlich selbst einen Untersu-

chungsausschuss zu beantragen. Herr Kollege Hagen, ich habe gelesen, dass Sie 

davon gesprochen haben, die Staatsregierung könne sich mit einem Sonderermittler 

selbst kontrollieren. Was ist denn das für ein Parlamentarierverständnis? – Entweder 

kontrollieren wir die Staatsregierung, oder soll sie sich mit einem ominösen Sonderer-

mittler – – Das ist juristisch gesehen mindestens ein Zirkelschluss. Horst Arnold ist 

nicht da, um das näher auszuführen. Bei dieser juristischen Frage müssten wir viel-

leicht Wini Bausback fragen. Wie kann denn über einen Sonderermittler eine Selbst-

kontrolle für die Staatsregierung organisiert werden? Die Geschäftsordnung sieht die-

ses Instrument der Kontrolle nicht vor. Das ist Humbug. Das ist nicht Fisch, das ist 

nicht Fleisch.

Sie können Ihre Fragen stellen. Selbstverständlich müssen die offen beantwortet wer-

den. Das erwarten auch wir. Ansonsten müssen Sie die Instrumentarien wählen, die 

Ihnen die Geschäftsordnung gibt.
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Wir jedenfalls lehnen diesen Antrag ab.

Wir bedanken uns nochmals bei allen, die seit über einem Jahr Tag und Nacht daran 

arbeiten, das Blatt zu wenden und diese Pandemie in den Griff zu bekommen, und die 

die beste Arbeit für den Gesundheitsschutz der Menschen in Bayern leisten. Ein herz-

liches Vergelts Gott dafür!

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es gibt zwei Zwischenbemerkungen, 

die erste von Herrn Abgeordneten Böhm, AfD-Fraktion.

Martin Böhm (AfD): Verehrter Kollege Reiß, die Winkelzüge, mit denen Sie sich um 

des eigentlichen Pudels Kern herumbewegen, sind den Winkelzügen des "Sauteris-

mus" der frühen Achtzigerjahre kaum vergleichbar. Sie sind wahrscheinlich noch auf 

dem Weg, das perfekter zu lernen. Aber Sie sind schon recht gut unterwegs, Anträge 

von Oppositionsfraktionen auf die gleiche Art und Weise zu verfremden und sie ad ab-

surdum zu führen. Der Einzige, der hier die Demokratie diffamiert hat, waren leider ge-

rade Sie bei Ihren Ausführungen.

Wir sind der Meinung, dass ein Untersuchungsausschuss immer auch für uns alle we-

sentlich positive Ergebnisse hervorbringen kann. Ein Untersuchungsausschuss ist 

nicht unbedingt dafür da, jemanden schwer anzuklagen und zu verurteilen. Ein Unter-

suchungsausschuss kann dazu beitragen, dass wir in der nächsten Krise alles auch 

viel besser machen. Dieser Möglichkeit der Verbesserung entziehen sich Ihre Fraktion 

und auch die Staatsregierung eklatant.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Böhm. 

Ihre Redezeit ist zu Ende.

Martin Böhm (AfD): Das passt nicht zu dem demokratischen Verständnis, das wir 

haben. Überdenken Sie bitte Ihre Einstellung!
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Tobias Reiß (CSU): Sie brauchen doch mit Ihren Winkelzügen nur eine Mehrheit für 

diesen Antrag zu organisieren, dem, wenn er für andere zustimmungsfähig sein sollte, 

diejenigen dann gerne zustimmen dürfen. Aber Ihre rechtlichen Winkelzüge, die auch 

in diesem Antrag zum Ausdruck kommen, sind völlig unbeholfen.

Natürlich würde und wird, sofern sich der Rest des Hohen Hauses einigt, ein Untersu-

chungsausschuss zutage bringen, was damals mit engagierter Arbeit geleistet wurde, 

um die bayerische Bevölkerung zu schützen. Wir schützen die Bevölkerung, aber 

auch die Staatsregierung und die nachgelagerten Behörden wie das LGL, die Polizei 

und auch die Hilfsorganisationen wie BRK und THW, die sich hier in einer ganz beson-

deren Art engagiert haben, vor Ihren Diffamierungen.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nun die Zwischenbemerkung des 

Vorsitzenden der FDP-Fraktion, Herrn Kollegen Martin Hagen.

Martin Hagen (FDP): Lieber Tobias, verehrter Herr Kollege Reiß, ich bin jetzt doch 

sehr irritiert, weil ich es bisher immer so verstanden habe, dass die Position der 

Staatsregierung ist, dass sie in der Lage ist, diese Affäre aus eigener Kraft aufzuklä-

ren. Wir haben mit dem Sonderermittler einen Vorschlag gemacht, wie diese Aufklä-

rung noch fundierter erfolgen kann. Jetzt höre ich von Ihnen, dass der Gedanke, die 

Regierung könne das selbst aufklären, offenbar so absurd ist, dass der Sonderermitt-

ler fernab jedes Vorstellungsvermögens ist. Wenn man das zu Ende denkt und Sie auf 

dem Standpunkt stehen, dass die Regierung nicht in der Lage ist, selbst aufzuklären, 

dann gehe ich davon aus, dass Sie als Parlamentarier, der auch an der Wahrheitsfin-

dung interessiert ist, unserem Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschus-

ses, so er denn gestellt wird, wenn die Regierung den Sonderermittler verweigert, mit 

unterstützen werden. Gehe ich da recht in der Annahme?

(Beifall bei der FDP)
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Tobias Reiß (CSU): Herr Kollege Hagen, leider haben Sie mich hier bewusst missver-

standen. Ich habe das Instrument des Sonderermittlers infrage gestellt. Dass die 

Staatsregierung alles dazu beiträgt, die Fragen, die gestellt werden und die zu beant-

worten sind, aufzuklären, ist selbstverständlich. Wo soll denn der Sonderermittler her-

kommen? Er muss doch von außen kommen. Soll das ein Generalstaatsanwalt ma-

chen?

Die Staatsregierung klärt den Sachverhalt mit eigenen Leuten auf. Sie tut das aus ei-

gener Motivation heraus. Wenn Sie mit den Ergebnissen dieser Untersuchung nicht 

einverstanden sein sollten, was ich nicht einzuschätzen wage, dann stehen Ihnen die 

weiteren Möglichkeiten nach der Geschäftsordnung zur Verfügung. Diese Geschäfts-

ordnung sieht aber keinen Sonderermittler vor, was auch immer Ihnen da vorschwebt. 

Die Staatsregierung wird aber selbstverständlich für Transparenz, Aufklärung und 

alles, was Sie haben wollen, sorgen. Das ist selbstverständlich.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Reiß. – 

Für das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht Herr Kollege Florian Siekmann.

Florian Siekmann (GRÜNE): Herr Böhm, Sie haben sich hier rhetorisch gewaltig auf-

geplustert, um über die mangelnde Qualität Ihres Antrags hinwegzutäuschen. Der An-

trag zur Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, den Sie uns heute vorlegen, 

hat nichts mit einem Einsetzungsbeschluss zu tun, sondern eher mit einer schlampig 

formulierten Schriftlichen Anfrage. Das geht bereits im Vorspann los. Da werden die 

Fälle munter durcheinandergeworfen. Sie vermischen den Emix-Tandler-Deal mit der 

Sauter-Nüßlein-Nomotec-Connection. Sie offenbaren selbst, dass Sie vom Sachver-

halt überhaupt keine Ahnung haben. Wissen Sie, was das ist? – Das ist billige Skan-

dalisierung ohne Substanz. Ehrlich gesagt, für eine Oppositionsfraktion ist das pein-

lich, was Sie heute dem Hohen Haus vorlegen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Protokollauszug
89. Plenum, 21.07.2021 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 8

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000343.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000519.html


Im Untersuchungskatalog geht es munter weiter. Da stehen wunderbare Fragen drin. 

Herr Kollege Reiß, wir sind nicht oft einer Meinung, aber über die Ungeeignetheit der 

Fragen zur Aufklärung des Sachverhalts sind wir es schon. Ich möchte noch eine 

zweite Frage zum Besten geben, nämlich die Frage 2.3: "Ist eine detailliertere Auf-

schlüsselung der Nebeneinkünfte notwendig?" – Ja was denn sonst? Wo waren Sie 

denn in den letzten Wochen, als wir hier um das Abgeordnetengesetz gerungen und 

uns parlamentarisch damit auseinandergesetzt haben? – Scheinbar waren Sie im 

Dornröschenschlaf. Ich habe jedenfalls von Ihnen wenig vernommen.

So war es auch bei der Aufklärungsarbeit. Zum Thema Sauter/Nüsslein gab es zahl-

reiche Anfragen zum Plenum und weitere Schriftliche Anfragen von uns. Beim Emix-

Deal haben sich die SPD und wir um Aufklärung bemüht. Zur Blitzkarriere der Sauter-

Tochter haben sich die FDP und wir für eine Klärung der Fragen eingesetzt. Von den 

demokratischen Oppositionsfraktionen hier im Hohen Haus kam der Erkenntnisge-

winn, und von Ihnen kam in dieser Zeit nur eines, nämlich gar nichts.

Ich würde Ihnen deswegen dringend empfehlen, die Aufklärungsarbeit den Profis in 

diesem Hause zu überlassen und stattdessen bei der Beseitigung Ihrer eigenen Frak-

tionsprobleme etwas aktiver zu werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Eine Zwischenbemerkung von Herrn 

Abgeordneten Böhm von der AfD-Fraktion.

Martin Böhm (AfD): Lieber Herr Kollege Siekmann, wir würden Ihnen dann dabei hel-

fen, die Probleme mit Ihrer Kanzlerkandidatin zu regulieren. Das bloß als Bonmot ne-

benbei.

Sie haben bei dem Studium unseres Antrags übersehen, dass er im März gestellt 

wurde. Logischerweise konnten wir somit die Debatten der letzten Monate, die teilwei-

se sehr fruchtbar waren, nicht mehr berücksichtigen. Ich möchte aber auf etwas ganz 
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anderes hinaus: Ich schätze Sie als jungen, agilen und intelligenten Kollegen der 

GRÜNEN, das darf ich an dieser Stelle einmal sagen. Was spricht dagegen, dass Sie 

mit Ihrer Prägnanz und Ihrer Präzision gemeinsam mit uns und den anderen demokra-

tischen Kräften, die an wirklicher Aufklärung interessiert sind, einen Antrag auf Einset-

zung eines Untersuchungsausschusses formulieren? Wir wären, selbst wenn dieser 

Antrag von "GRÜN*INNEN" kommt, nicht abgeneigt, diesem Antrag gegebenenfalls 

zuzustimmen. Überdenken Sie das bitte. Vielleicht haben wir durch Ihre gewogene Äu-

ßerung, die Sie gerade gemacht haben, die ideale Basis, gemeinsam die Aufklärung 

voranzutreiben.

Florian Siekmann (GRÜNE): Herr Böhm, es ist ganz einfach: Wir haben die Aufklä-

rung dieses Sachverhalts in der Vergangenheit vorangetrieben. Wir werden das auch 

in der Zukunft tun. Herr Hagen hat es schon ausgeführt, dass wir mit dem Sonderer-

mittler einen Weg vorgeschlagen haben. Herr Reiß, dieser Vorschlag ist übrigens nicht 

neu. Den gab es auch schon bei vergangenen Skandalen. Beim Thema Bayern-Ei 

wurde durch die Staatsregierung ein Sonderermittler eingesetzt. Auch auf Bundesebe-

ne ist das Usus.

Herr Böhm, ich hoffe aber, Ihnen ist klar, dass ich bei der Qualität der Fragen, die Sie 

in diesen Antrag reingeschrieben haben, von Ihrer Fraktion überhaupt keine substan-

zielle Zuarbeit zur Aufklärung erkennen kann. Wir konzentrieren uns deshalb darauf, 

effizient zu arbeiten, und werden deshalb mit den demokratischen Fraktionen die Auf-

klärung weiter vorantreiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Siekmann. 

– Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER hat Herr Kollege Alexander Hold das Wort.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es 

reicht tatsächlich, sich den Fragenkatalog des von Ihnen gewünschten Untersu-
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chungsausschusses einmal anzusehen. Dann wird einem klar, dass das wieder einmal 

ein Antrag für das Schaufenster ist, nicht aber für seriöse parlamentarische Arbeit.

Sie fragen, wer an Geschäften mitgewirkt und daran verdient habe. – Entschuldigung, 

die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen laufen. Misstrauen Sie den bayerischen 

Staatsanwaltschaften? Sie fragen außerdem, wer mit wem verwandt sei. – Entschuldi-

gung, hier ziehen Sie besser einen Ahnenforscher zu Rate als einen Untersuchungs-

ausschuss. Sie mahnen parlamentarische Kontrollinstanzen an, insbesondere ein um-

fassendes Lobbyregistergesetz. – Guten Morgen, kann ich dazu nur sagen. Aber es 

stimmt: Wir haben vor Kurzem kein umfassendes Lobbyregistergesetz beschlossen, 

sondern das umfassendste in ganz Deutschland und darüber hinaus.

Sie mahnen parlamentarische Kontrollinstanzen an und fragen: "Ist eine detailliertere 

Aufschlüsselung der Nebeneinkünfte notwendig?" – Nochmals: Guten Morgen! Ich 

hoffe, Herr Kollege Siekmann hat Sie gerade beim Thema Abgeordnetengesetz aufge-

weckt. Sie fragen, ob es Schäden bei anderen Unternehmen gegeben habe. – Ent-

schuldigung, wie soll das ein Untersuchungsausschuss des Landtags ermitteln? Ins 

Blaue, wie bei Ihrem Antrag? Unternehmen, die wirklich Schäden erlitten haben, müs-

sen sich melden. Sie müssen diese Schäden geltend machen. Dann kommen wir da-

hinter. Wie sollen wir so etwas ermitteln?

Außerdem fragen Sie ganz wunderbar, fast schon putzig: Wieso wurde der Vorgang 

nicht schon früher aufgedeckt? – Meine Damen und Herren, für Ihre Fragen ist eine 

Glaskugel das passendere Instrument als ein Untersuchungsausschuss.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Hold. – 

Für die SPD-Fraktion hat Frau Kollegin Dr. Simone Strohmayr das Wort.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! ich möchte zunächst einmal feststellen: Ich bin jetzt fast 20 Jahre Mitglied 
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des Bayerischen Landtags. Ich finde es wirklich traurig, dass hier in Bayern in der Uni-

onsfraktion Amigo-Geschäfte Tradition haben. Ich halte es für schwer nachvollziehbar, 

dass sich Mitglieder der Unionsfraktion in der Corona-Krise die Taschen vollgemacht 

haben, während große Teile der Bevölkerung heftige Einbußen erleiden mussten. Das 

ist den Bürgerinnen und Bürgern in Bayern wirklich nicht zu erklären.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, leider macht das Amigotum jetzt auch vor den FREI-

EN WÄHLERN nicht mehr halt. Ein Stadt- und Kreisrat sitzt derzeit in U-Haft, weil ihm 

vorgeworfen wird, über 10 Millionen untaugliche Masken mit falschem Zertifikat an den 

Freistaat Bayern verkauft zu haben. Ich bin Juristin. Für mich gilt die Unschuldsvermu-

tung. Sollte das aber stimmen, hat er sich nicht nur seine Taschen vollgemacht, son-

dern auch die Gesundheit von Bürgerinnen und Bürgern aufs Spiel gesetzt. Liebe Kol-

leginnen und Kollegen, das geht gar nicht!

Für uns Sozialdemokraten ist klar: Die Maskenaffäre rund um die Regierungsparteien 

CSU und FREIE WÄHLER muss vollständig aufgeklärt werden!

(Beifall bei der SPD)

Ehrerklärungen reichen nicht aus, um solche Affären in Zukunft zu vermeiden. Davon 

bin ich fest überzeugt.

Kommen wir jetzt zu dem vorliegenden Antrag. Die AfD möchte einen Untersuchungs-

ausschuss einberufen. Es wurde schon gesagt: Sie wollen mit Ihrem Antrag ein Lob-

byregister einführen und Nebeneinkünfte von Abgeordneten hinterfragen. Da kann ich 

nur meinem Kollegen Hold recht geben und sagen: Guten Morgen, aufgewacht! Alle 

demokratischen Fraktionen haben hierzu bereits Gesetzentwürfe vorgelegt. Das Lob-

byregister ist beschlossen. Das Abgeordnetengesetz haben wir gestern in Erster Le-

sung behandelt.

Dieser Antrag ist auf jeden Fall nicht geeignet, einen Untersuchungsausschuss einzu-

berufen. Da kann ich Ihnen nur raten, ein bisschen zu üben.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Maskenaffäre haben wir der Staatsregierung 

ein Ultimatum gesetzt. Entweder setzt die Staatsregierung einen Sonderermittler ein 

und legt damit die Karten auf den Tisch, oder es wird einen Untersuchungsausschuss 

geben. Liebe Kolleginnen und Kollegen der CSU und der FREIEN WÄHLER, seien 

Sie versichert: Wir werden dann die richtigen Fragen stellen. Den Antrag der AfD leh-

nen wir ab.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Stroh-

mayr. – Für die FDP-Fraktion hat das Wort ihr Vorsitzender, Herr Kollege Martin 

Hagen.

Martin Hagen (FDP): Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu dem eigentlichen 

Antrag ist im Grunde alles gesagt. Der Antrag ist erstens handwerklich sehr schlecht. 

Zweitens ignoriert er, dass das Parlament immer zuerst versuchen sollte, einen Sach-

verhalt auf einem niedrigschwelligen Weg zu klären, bevor mit dem schärfsten 

Schwert, das man als Parlament hat, nämlich der Einrichtung eines Untersuchungs-

ausschusses, gedroht wird. Aus diesem Grund haben die demokratischen Oppositi-

onsfraktionen mit dem Vorschlag, einen Sonderermittler einzusetzen, die goldene Brü-

cke gebaut. Vielleicht befassen sich die Abgeordneten der Regierungsfraktionen noch 

einmal nüchtern mit diesem Vorschlag. Sollte dieser abgelehnt werden, müssen wir, 

um diese Affäre aufzuklären, tatsächlich zum Instrument des Untersuchungsausschus-

ses greifen. Das muss dann aber handwerklich ordentlich gemacht sein. Die AfD-Frak-

tion hat heute einfach einmal wieder bewiesen, dass sie in diesem Parlament und in 

der parlamentarischen Arbeit auch nach zweieinhalb Jahren noch nicht angekommen 

ist; denn das war handwerklich heute wieder einmal nichts. Deswegen können wir 

dem auch nicht zustimmen.

(Beifall bei der FDP)
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Hagen. – 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Verfas-

sung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt die Ablehnung des Antrags. 

Da die namentliche Abstimmung in elektronischer Form stattfindet, verwenden Sie 

hierfür bitte Ihr Abstimmgerät. Die Abstimmungszeit beträgt drei Minuten. Die Abstim-

mung ist nun freigegeben.

(Namentliche Abstimmung von 21:02 bis 21:05 Uhr)

Präsidentin Ilse Aigner: Ich schließe die Abstimmung. Das Ergebnis wird später be-

kannt gegeben.

(...)

Präsidentin Ilse Aigner: Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum 

Tagesordnungspunkt 49, zum Antrag der AfD-Fraktion betreffend "Einsetzung eines 

Untersuchungsausschusses" bekannt: Mit Ja haben 10 gestimmt, mit Nein 97; es gab 

eine Stimmenthaltung. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Protokollauszug
89. Plenum, 21.07.2021 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 14

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500002811.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500002811.html


Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 5
zur 89. Vollsitzung am 21. Juli 2021



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 5
zur 89. Vollsitzung am 21. Juli 2021



Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode Anlage 5
zur 89. Vollsitzung am 21. Juli 2021


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 18/14644 vom 02.03.2021
	Beschlussempfehlung mit Bericht 18/16036 des VF vom 06.05.2021
	Plenarprotokoll Nr. 84 vom 08.06.2021
	Beschluss des Plenums 18/17426 vom 21.07.2021
	Plenarprotokoll Nr. 89 vom 21.07.2021

